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Nein zur
Überwindung des
Kapitalismus

Die unsägliche Neidkampagne der
Linken in Form der sogenannten
«Steuergerechtigkeits-Initiative» greift

den Wirtschaftsstandort Schweiz und na-
mentlich die KMU-Wirtschaft frontal an.
Mutwillig werden damit Arbeitsplätze aufs
Spiel gesetzt und gefährdet. Geradezu abstrus
ist dabei die Aufforderung des KMU-Netzwer-
kes der SP an die beiden freisinnigen Natio-
nalräte Noser und Ineichen, ihre Aussage in
Inseraten vom letzten Wochenende, wonach
das Volksbegehren «die Unternehmer ins
Mark treffen und den Firmen Geld entziehen
würde, das sie für Investitionen in Arbeits-
plätze, Forschung und Ausbildung benötig-
ten» als falsch zurückzuziehen.
Diese Aufforderung des linken KMU-Netzwer-
kes erfolgt dabei im Namen von «Biobauer/-
innen, Gewerbetreibenden, Handwerker/-in-
nen, Produzent/-innen, Dienstleister/-innen,
Ärzt/-innen, Anwält/-innen, usw.» und
stellvertretend für die 99% von der Initiative
angeblich nicht betroffenen KMU.
Mit diesem Vorgehen demaskieren sich die
die SP-Initianten gleich zwei Mal selber. Zum
einen begründen sie die Initiative mit dem
Vorwurf, den Abzockern müsse der Riegel
geschoben werden. Niemand in unserem
Lande wird nun in Kenntnis der unternehme-
rischen Leistung von Ruedi Noser und Otto
Ineichen diese beiden der Abzockerei bezich-
tigen wollen.
Zum anderen ist es eine Anmassung der SP,
stellvertretend für die gesamten 99% der
KMU-Wirtschaft sprechen zu wollen, die
man nicht vertritt. Im Gegenteil – die Initia-
tive zwingt die meisten Kantone zu Steuerer-
höhungen und dies nicht nur für eine obere
Einkommensschicht, sondern in erster Linie
für den Mittelstand. Verschlechtert sich die
Steuersituation in der Schweiz, droht der
Wegzug von Firmen und damit auch von
Steuersubstrat und Arbeitsplätzen.
Dieses Szenario gilt im Übrigen für die
ganze Schweiz und nicht bloss zwischen
Wollerau und Zürich, wie dies der Verleger
der «Unternehmer-Zeitung» in seinem
letzten Editorial aus einer ausgeprägten
Froschperspektive heraus suggerieren wollte.

Die SP-Initiative zerstört mutwillig
Arbeitsplätze und Wohlstand. Es
geht programmatisch um die Über-

windung des Kapitalismus. Damit die
Leistungskraft unser KMU-Wirtschaft erhal-
ten bleibt, ist dieser Ungerechtigkeits-Initia-
tive am Wochenende mit einem wuchtigen
Nein eine Absage zu erteilen.
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die meiNuNg umWeLTZoNeN – Der sgv lehnt eine überaus fragwürdige «Erbschaft» aus dem Nachlass von
Ex-Umweltminister Leuenberger dezidiert ab.

Rechtliches«Buebetrickli»
wählten Standorten», kritisiert der
VSEI. Verschiedene Studien aus dem
In- und Ausland, welche die Wirk-
samkeit der Umweltzone bestreiten,
würden in den Wind geschlagen.

ohne gesetzesgrundlage

Überaus befremdend ist die Tatsache,
dass die Einführung von Umweltzo-
nen schlicht illegal wäre. Eine der-
artige einschneidende Massnahme
braucht nach Auffassung des sgv
eine gesetzliche Grundlage. Die Ver-
ordnung, welche die Umweltzone
postuliert, stützt sich auf das Um-
weltschutzgesetz (USG). Doch darin
findet sich kein Wort über derartige
Zonen.
Keine Geiss kann also die Tatsache
wegschlecken, dass die Bundesbe-
hörden zu einem üblen rechtlichen
«Buebetrickli» greifen: Sie präsen-
tieren einen Erlass ohne gesetzliche
Grundlage, und weil es ohne Geset-
zesgrundlage eben nur eine Verord-
nung ist, kann sie von den eidgenös-
sischen Räten gar nicht überprüft
werden. sgv-Direktor Hans-Ulrich
Bigler kündigt Widerstand an: «Die
Verwaltung führt ein einschneiden-
des Instrument ein, das nicht einmal
den demokratischen Mindestanfor-
derungen genügt. Und die Zeche sol-
len die KMU bezahlen!»

Henrique Schneider

Sind Sie Handwerker? Wollen Sie
mit Ihrem vier Jahre alten Klein-
transporter in die Stadt fahren?
Dann kann es sehr wohl sein, dass
Sie wegen der sogenannten Umwelt-
zonen gar nicht zu Ihren Kunden
gelangen. Denn Ihnen könnte mit
einer einfachen Vignette verbo-
ten werden, gewisse Gebiete der
Schweiz – vor allem Städte und Ag-
glomerationen – zu befahren. Und
das gilt nicht nur für Handwerker,
sondern für alle.

Leuenbergers Hätschelkind

Die unsägliche Idee der Umweltzo-
ne, stets ein Hätschelkind des Neu-
Implenia-Verwaltungsrates Moritz
Leuenberger, sieht vor, dass die
Schweiz gemäss Luftverschmutzung
in Rayons eingeteilt wird. Gebiete
mit einer vergleichsweisen hohen
Luftverschmutzung sollen dabei ge-
schützt werden. Alle Fahrzeuge wer-
den gemäss ihren Emissionswerten
in Klassen eingeteilt; diese Katego-
rien werden mittels einer Vignette
gekennzeichnet. Diese bestimmt,
welche Teile der Schweiz befahren
werden dürfen. Am restriktivsten
wird dies in den Städten gehand-
habt. Zumindest ist dies die Vorstel-
lung der Verordnung, die vom Bun-
desrat in die Anhörung geschickt
wurde.

Neuer Knebel für Kmu

Der sgv lehnt die Einführung der so-
genannten Umweltzone entschieden
ab. «Sie schafft Ungleichheit, ihre
Wirksamkeit ist alles andere als be-
wiesen, und sie ist obendrein mit dem
in der Schweiz gültigen Gesetz nicht
vereinbar», begründet Gewerbedirek-
tor Hans Ulrich-Bigler die katego-
rische Absage. Neben dem sgv leh-
nen zahlreiche weitere Verbände die
Idee ab, darunter auch die Berner
KMU. Für deren Präsidentin Kathrin
Anderegg ist klar: «Umweltzonen
schaffen Barrieren und nützen we-
nig. Das Gewerbe wird damit zusätz-
lich geknebelt.» Um mobil zu bleiben,

müssten die KMU entweder ihre
Fahrzeuge neu ausrüsten oder sogar
ersetzen. Doch das übersteige die fi-
nanziellen Möglichkeiten der meis-
ten kleineren Firmen, welche die
Feinverteilung der Güter und Dienst-
leistungen vornehmen.

«Eine solche Massnahme wäre un-
wirksam, weil sich die Luft bekannt-
lich bewegt», findet Hans-Peter In-
Albon, Direktor des Verbandes Schwei-
zerischer Elektro-Installationsfirmen
(VSEI). «Der Staat bezieht seine son-
derbare wissenschaftliche Begrün-
dung für die Umweltzone aus selbst
erhobenen Daten an selbst ausge-

AZA 3001 Bern

Die Schweizer Wirtschaft erholt sich
weiter: Die Gewinne und Cashflows
der kleinen und mittleren Unterneh-
men haben sich im Vergleich zum
Vorjahr stabilisiert, der Personalbe-
stand wurde erhöht. Und die Unter-
nehmungen rechnen mit einer anhal-
tenden Verbesserung des Geschäfts-
klimas. Trotz einer möglichen Verlang-
samung des Wachstums sehen die
Unternehmen keinen Grund zur Be-
sorgnis. Dies die erfreulichen Resul-
tate einer Umfrage, welche die UBS in
Zusammenarbeit mit dem Schweize-
rischen Gewerbeverband sgv im drit-
ten Quartal durchgeführt hat.

differenziertes bild

Je nach Sektor und Branche zeigt sich
aber ein unterschiedliches Bild. In
der Industrie, im Dienstleistungssek-
tor und im Tourismusbereich konn-
ten die Unternehmen die Umsätze
erhöhen, während die Unternehmen
im Baugewerbe und im Detailhandel
ihre Umsätze lediglich stabilisieren
konnten. Auf dem Bau harzte es be-
sonders bei den Verkaufspreisen,
beim Gewinn und beim Cashflow.
Hier sahen die befragten Unterneh-
men gegenüber dem Vorjahr eine Ver-
schlechterung. KMU im Dienstleis-
tungssektor haben sich schlechter

Kmu-KoNJuNKTurbAromeTer – Trotz mög-
licher Verlangsamung des Wachstums sehen
von der UBS befragte Unternehmen keinen
Grund zur Besorgnis.

Es geht weiter
aufwärts

KerNeNergie-ZuKuNFT – BKW-Chef Kurt
Rohrbach ist vor der Mühlenberg-
Abstimmung weiterhin zuversichtlich. 3

geWerbe AKTueLL – Eine Lanze für den
längst fälligen und nötigen Ausbau des
Flughafens Zürich-Kloten. 5

WirTSCHAFT & PoLiTiK – Zahlen zeigen,
warum die SP-Steuerinitiative dem
Gewerbe schadet. 6

DIESES WOChENENDE: NEIN

zuR SP-STEuERINITIaTIVE

Hans-Ulrich Bigler,
Direktor Schweizerischer
Gewerbeverband sgv

Im Bereich Tourismus zeichnet der Konjunkturbarometer ein positives Bild, die
Branche kann langsam aufatmen.

von der Krise erholt als Grossunter-
nehmen – allerdings haben sie in den
schlechten Zeiten auch weniger ge-
litten.
Ein erfreuliches Bild zeichnet die Um-
frage vom Tourismussektor: Nach ei-
ner langen Durststrecke können die
befragten Unternehmen langsam wie-
der aufatmen. Beschäftigung und
Preise haben sich stabilisiert, Um-

satz, Cashflow und Gewinn konnten
verbessert werden.

belastung nimmt zu

Die Hälfte aller befragten Unternehmen
gaben an, dass sich ihre administrative
Belastung gegenüber dem Vorjahr ver-
grössert habe. Allerdings gaben bloss
vier Prozent an, dass die Belastung
stark angestiegen sei. En SEITE 7

Wirkungs-
los und erst
noch illegal:
Der sgv wird
die aus dem
Ausland im-
portierte Idee
der Umwelt-
zonen mit
aller Kraft
bekämpfen.


